
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein 2 7. FEB. 1970

Gesetz: BGB § 6ll Haftung des Arbeitnehmers* § 25^;
ZPO § 27.6 Abs. 2 Satz 2* §§ ?42* -y\K.

Leitsätze:

1. Einrichtung und Organisation des Betriebes sind grund­
sätzlich Sache des Arbeitgebers. Er ist verpflichtet* 
die Voraussetzungen für den reibungslosen Ablauf des 
Arbeitsverhältnisses zu schaffen. Organisationsfehler 
gehen im Zweifel zu seinen Lasten. Er trägt das Be­
triebsrisiko* das er nicht ohne weiteres auf den Ar­
beitnehmer abwälzen kann.

2. Der Arbeitnehmer* dem die Leitung eines Betriebes über­
tragen ist* haftet mangels einer wirksamen Mankoabrede 
für Kassenfehlbestände und Fehlbestände an Waren ohne 
Nachweis einer Verursachung und eines Verschuldens nur 
dann* wenn er den alleinigen Zugang zur Kasse und zu 
den Waren hatte.

3» Die Wirksamkeit einer mit einem Arbeitnehmer verein­
barten Mankoabrede setzt voraus* daß dem erhöhten Risi­
ko des Arbeitnehmers ein angemessener wirtschaftlicher 
Ausgleich gegenübersteht (wie BAG AP Nr. 4 zu § 611 BGB 
Haftung des Arbeitnehmers).

4o In jedem Fall einer Schadenersatzklage aus fahrlässiger 
positiver Vertragsverletzung oder fahrlässiger uner­
laubter Handlung ist von Amts wegen zu prüfen* ob dem 
Gläubiger ein Mitverschulden zur Last fällt.

Aktenzeichen: 1 AZR 150/69 
Urteil des BAG vom 27» Februar 1970 LAG Niedersachsen
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1_AZR_150^6§
6 Sa 155/68 NiederSachsen 
Verkündet
am 27° Februar 1970
gez- Henkelmann.,
Regi erungshaupt s ekr e t äri n 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 27« Februar 1970 durch 
die Bundesrichter Wichmann, Wendel und Dr° Thomas sowie 
die Bundesarbeitsrichter Knepper und Kettner für Recht 
erkannt:

Auf den Einspruch des Beklagten wird das Versäumnis­
urteil des Senats vom 4„ November 1969 aufgehoben*
Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
5» Februar 1969 - 6 Sa 155/68 - aufgehoben»
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, mit 
Ausnahme' der durch die Säumnis des Beklagten ent­
standenen Kosten, die dieser zu tragen hat, an 
<|as Landesarbeitsgericht zurückverwiesen»
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Tatbestand^

Der Kläger betrieb in W u. a. die Gast­
stätte J -Keller* in der an einigen Abenden der Woche 
Tanlz war» Für die Leitung dieser Gaststätte stellte er 
den Beklagten ein* der ihm persönlich bekannt war und 
der ihm wahrheitsgemäß u. a. berichtet hatte* daß er 
schon eine Kantine bewirtschaftet habe. Der Beklagte 
war zu jener Zeit im Baugewerbe tätig. Die Parteien 
vereinbarten* daß die Gaststätte geöffnet werden sollte* 
sobald der Beklagte seine tägliche Arbeitszeit auf der 
Baustelle beendet hatte. Einen bestimmten Teil des Küchen­
umsatzes sollte der Beklagte auf eigene Rechnung betrei­
ben. Im übrigen sollte er nur diejenigen Waren umsetzen, 
die ihm vom Kläger oder in dessen Auftrag von Lieferanten 
des Klägers geliefert wurden. Der Beklagte hatte mit Aus­
nahme desjenigen Küchenumsatzes* den er auf eigene Rech­
nung betreiben durfte* einen Provisionsanspruch in Höhe 
von 10 % der Verkaufspreise. Für die Verkaufspreise waren 
ihm vom Kläger zwei Preislisten übergeben worden* von 
denen die eine mit etwas erhöhten Preise#n dann anzuwen­
den war* wenn in der Gaststätte getanzt wurde. Ferner 
hatte der Beklagte möblierte Zimmer* die in unmittel­
barer Nähe des J -Kellers lagen* für den Kläger zu ver­
mieten und die Miete einzuziehen. Auch hierfür sollte ihm 
eine 10 fsige Provision vom Mietzins zustehen.

Zwischen den Parteien haben sich Abrechnungsdifferen­
zen ergeben* die Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits 
sind. Der Kläger hat behauptet* es sei vereinbart gewesen* 
daß 75 des Gesamtumsatzes zu Tanzpreisen abgerechnet 
werden sollten. Unter Berücksichtigung dieser Vereinbarung 
sowie des Warenzugangs* der Abführungen* der nachgewie­
senen Auslagen des Beklagten und des 'Warenbestandes bei 
dem Ausscheiden des Beklagten hat sich der Kläger eine 
Forderung von noch 26.5^7*68 DM gegen den Beklagten er- 
rechnet. In Höhe dieses Betrages zuzüglich Zinsen hat er
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den Beklagten mit der Klage in Anspruch genommen»
Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und' Wider­

klage erhoben mit dem Antrag, den Kläger zu verurteilen, 
an den Beklagten als vereinbart^ Provision 10»000,—  DM 
nebst Zinsen zu zahlen» Er hat sich gegen die Aufschlüs­
selung des Gesamtumsatzes im Verhältnis von 75 zu 25 % 
des Normalpreises gewandt und bestritten, irgendwelche 
Beträge einbehalten zu haben» Auch hat er verschiedene 
vom Kläger behauptete Warenlieferungen bestritten und 
im übrigen die Ansicht vertreten, etwaige Unstimmigkei­
ten im Bestände könne der Kläger ihm nicht, zur Last le­
gen» Er hat behauptet, während der streitbefängenen Zeit 
sei ein Mindestümsatz von 100.000,-- DM erzielt worden.

Das Arbeitsgericht hat unter Abweisung der Wider­
klage den Beklagten verurteilt, an den Kläger 19»956,—  DM 
nebst Zinsen zu zahlen; im übrigen hat es die Klage ab­
gewiesen» Gegen dieses Urteil haben beide Parteien Beru­
fung eingelegt. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung 
des Beklagten zurückgexniesen und auf die Anschlußberufung 
des Klägers den dem Kläger vom Beklagten zu zahlenden Be­
trag auf 25.784,83 DM nebst Zinsen erhöht. Hierauf hat es 
die vom Beklagten unstreitig gezahlten 1.046,22 DM ange­
rechnet und im übrigen die Anschlußberufung zurückgewie­
sen.

Gegen dieses Urteil hat nur der Beklagte Revision 
eingelegt. Mit ihr hat er seinen Antrag auf Abweisung 
der Klage und Verurteilung des Klägers zur Zahlung von 
10.000,-- DM nebst Zinsen aufrechterhalten. Der Kläger 
hat um Zurückweisung der Revision gebeten. Im Termin vom 
4. November 1969 war der Beklagte trotz ordnungsmäßiger 
Ladung nicht vertreten. Auf Antrag des Klägers ist gegen 
ihn Versäumnisurteil auf Zurückweisung der Revision er­
gangen, das dem Beklagten am 17» November 1969 zugestellt 
worden ist. Hiergegen hat der Beklagte am 24. November 
1969 Einspruch eingelegt. Im neuen Termin hat der Beklag­
te gebeten, unter Aufhebung des Versäumnisurteils nach
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seinen Revisionsanträgen zu erkennen. Der Kläger hat 
beantragte das Versäumnisurteil aufrechtzuerhalten.

Infolge des rechtzeitig eingelegten Einspruchs 
war nach § J42- ZPO in deh Sache selbst zu entscheiden.

I.
Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts zur 

Klage halten einer rechtlichen Nachprüfung nicht stand.
1. Das Landesarbeitsgericht legt den Vertrag., der 
zwischen den Parteien abgeschlossen ist, dahin aus, daß 
der Beklagte die Verpflichtung übernommen habe, den Ein­
nahmeüberschuß, also die Einnahmen abzüglich etwaiger 
Auslagen und abzüglich 10 % Provision, an den Kläger ab­
zuführen (Urteilsausfertigung S. 8 und 10). Daraus zieht 
das Landesarbeitsgericht den Schluß, daß der Beklagte, 
der die Leitung des Betriebes und die Verantwortung für
den Betrieb übernommen habe, den festgestellten Fehlbe- *
trag schon aufgrund der von ihm übernommenen vertrag­
lichen Verpflichtung herauszugeben habe; es handele sich 
bei der Klageforderung also nicht um einen Schadenersatz­
sondern um einen Erfüllungsanspruch, was zur Folge habe, 
daß sich der Beklagte nicht auf ein mitwirkendes Verschul 
den des Klägers berufen könne.

Die Darlegungen im angefochtenen Urteil lassen nicht 
erkennen, welche Reehtsnatur nach Ansicht des Landesar­
beitsgerichts dem zwischen den Prozeßparteien abgeschlos­
senen Vertrag zukommt. Geht man als von dem Nächstliegen­
den davon aus, daß es sich dabei um einen Arbeitsvertrag 
gehandelt habe, so reichen die tatsächlichen Feststellun­
gen des angefochtenen Urteils nicht aus, um die rechtli­
chen Schlußfolgerungen., zu denen das Landes arbeitsgericht­
gekommen ist, zu tragen.
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a) Diese .Schlußfolgerungen laufen im Ergebnis darauf 
hinaus* daß das Landesarbeitsgericht auf seiten des Be­
klagten von dem Bestehen einer Garantiehaftung ausgeht. 
Eine solche ist aber mit einem ArbeitsVerhältnis in der 
Regel nicht verbunden« Vielmehr kommt sie nur in Betracht* 
wenn das ausdrücklich und wirksam in der Form einer soge­
nannten Mankoabrede vereinbart ist« Die Wirksamkeit die­
ser Abrede hängt davon ab* ob dem erhöhten Risiko des Ar­
beitnehmers ein angemessener wirtschaftlicher Ausgleich 
gegenübersteht (BAG AP Nr« 4 zu § 611 BGB Haftung des Ar­
beitnehmers )«

Im Streitfall hat' das Landesarbeitsgericht nicht 
festgestellt* daß eine wirksame MankoVereinbarung getrof­
fen worden ist« Der Kläger selbst hat das nicht schlüssig 
behauptet* geschweige denn* wozu er* der gegen den Beklag­
ten Forderungen geltend macht* verpflichtet wäre* bewie­
sen« Daraus* daß* wie das Landesarbeitsgericht meint* der 
Beklagte die Leitung des Betriebes und die Verantwortung 
für den Betrieb übernpmmen hat* folgt noch nicht der Ab­
schluß einer wirksamen Mankoabrede« Anderenfalls würde 
das wirtschaftliche Risiko* das grundsätzlich der Arbeit­
geber zu tragen hat* unzulässigerweise auf den Arbeitneh­
mer verlagert«

Die Haftung* die den Beklagten trifft* ist bei Unter­
stellung eines Arbeitsvertragsverhültnisses keine andere 
als die des Filialleiters eines Einzelhandelsgeschäftes« 
Wenn eine wirksame Mankoabrede mit einem Filialleiter als 
Klagegrundlage nicht in Betracht kommt* also eine Verein­
barung zwischen dem Arbeitgeber und dem Filialleiter* nach 
der der Filialleiter für jeden eingetretenen und nachge­
wiesenen Fehlbetrag selbst ohne Nachweis einer Verursa­
chung durch ihn und ohne Nachweis seines Verschuldens zu 
haften hat* zwischen den Parteien nicht wirksam getroffen 
worden ist* muß der Arbeitgeber* der den Filialleiter in 
Anspruch nimmt, nicht nur beweisen* daß ein bestimmter 
Betrag fehlt* den der Arbeitgeber verlangt« Vielmehr muß
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der Arbeitgeber in einem solchen Falle weiter beweisen, 
daß der fehlende Betrag in der alleinigen Verfügungs­
gewalt des Filialleiters gewesen ist. Dabei rnuß es zu­
gunsten des Filialleiters gewertet werden, wenn andere 
Personen als dieser die Möglichkeit hatten, an die Kasse 
und an die Bestände heranzukommen» Diese Ansicht hat der 
erkennende Senat bereits im Urteil vom 20» Mai 1969,
1 AZR 142/68, vertreten,, Auch im Urteil vom 11» Novem­
ber 1969* 1 AZR 216/69, das zur Veröffentlichung be­
stimmt ist (demnächst AP Nr» 49 zu § 6ll BGB Haftung 
des Arbeitnehmers), hat der erkennende Senat ausgespro­
chen, daß die Grundsätze über die Mankohaftung nur an­
wendbar sind, wenn der Arbeitnehmer die alleinige Ver­
fügungsmacht über die Kasse und den alleinigen Zugang 
zu ihr hat, was der Arbeitgeber beweisen muß. Bei die­
ser Rechtsauffassung ist auch im Streitfall zu verblei­
ben.
b) Den vorerwähnten Beweis hat der Kläger im vorlie­
genden Fall nach den bisherigen Feststellungen des 
Landesarbeitsgerichts nicht erbracht. Nach S. 8 der 
Urteilsausfertigung war nämlich keine verschließbare 
Kasse vorhanden. Vielmehr hatten auch andere Personen 
als der Beklagte Zugang zur Kasse. Das Landesarbeits­
gericht bezeichnet es weiter als möglich, daß andere 
Angestellte als der Beklagte Beträge eingenommen und 
ausgegeben haben und daß dadurch Fehlbeträge entstan­
den sind (S. 9 der Urteilsausfertigung), ferner, daß 
Getränke unkontrolliert zum Ausschank gekommen sind.
Es stellt dort darüber hinaus fest, daß der Kläger 
entgegen dem im unstreitigen Teil des Tatbestandes 
wiedergegebenen Vertragsinhalt (S. 2 der Urteilsaus­
fertigung) die Öffnung des Lokals schon vormittags 
gefordert hat, also zu einer Zeit, zu der der Beklagte 
nicht anwesend sein konnte, und daß dessen Schwieger­
tochter dann allein im Lokal war» Schließlich waren 
nach den bisherigen Feststellungen des Landesarbeits-
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gerichts die Behältnisse für Getränke nicht verschließ­
bar* und der Schlüssel für die zweite Kasse* in der sich 
die größeren Geldbeträge befanden* war möglicherweise 
allgemein zugänglich,

Angesichts dieser Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts muß der Kläger im einzelnen beweisen., welche
Beträge der Beklagte selbst., sei es von den Gästen* sei

\es von dem Bedienungspersonal* das nach dem bisher un­
widerlegten Vortrag des Beklagten mindestens teilweise 
vom Kläger angestellt war* eingenommen und was der Be­
klagte von diesen Beträgen vertragswidrig nicht an den 
Kläger abgeführt hat. Daran ändert* entgegen der Ansicht 
des Landesarbeitsgerichts* der Umstand nichts* daß der 
Beklagte nicht für das Vorhandensein verschließbarer 
Kassen und verschließbarer Behälter gesorgt und daß er 
nicht einem Angestellten die Verantwortung für die Kasse 
übertragen oder jedem Angestellten eine eigene Kasse zur 
Verfügung gestellt hat, Einrichtung und Organisation des 
Betriebes sind grundsätzlich Sache des Arbeitgebers* und 
dieser kann die Verantwortung dafür mangels besonderer 
Abreden* die bisher für den Streitfall vom Landesarbeits­
gericht nicht ausreichend festgestellt sind* nicht auf 
den Arbeitnehmer abwälzen.

Etwas anderes könnte möglicherweise dann gelten* 
wenn der Beklagte die Leitung der Gaststätte aufgrund 
eines Vertrages übernommen hätte* der nicht ein Arbeits- 
Vertrag war. Dazu stellt das Landesarbeitsgericht aber 
nichts fest* sondern es geht offensichtlich davon aus* 
daß der Beklagte Arbeitnehmer des Klägers war. Das stimmt 
wiederum damit überein, daß der Kläger die Waren lieferte 
oder liefern ließ* daß er die Preise vorschrieb* daß er 
es (nach S. 2 der Urteilsausfertigung) war* der die Gast­
stätte betrieb* und daß der Kläger den Beklagten im Zah­
lungsbefehl als Büfettier bezeichnet hat. Auch das Land­
gericht hat im Verweisungsbeschluß (Bl. 85 ff, der Vor­
instanzakten) die Arbeitnehmereigenschaft des Beklagten
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bejahte Wäre der Beklagte nicht Arbeitnehmer des Klä­
gers gewesen, so wäre es zudem kaum erklärlich, daß 
der Kläger entgegen der vertraglichen Vereinbarung 
die Öffnung des Lokals zu einer Zeit angeordnet hat, 
zu der der Beklagte wegen seiner Arbeit auf der Bau­
stelle nicht anwesend sein konnte (vgl» die Feststel­
lungen des Landesarbeitsgerichts S. 2 und 9 der Urteils­
ausfertigung). In dieser Hinsicht ist auch die Behaup­
tung des Beklagten (vgl. S. 7 der Urteilsausfertigung) 
von Bedeutung, daß der Kläger mehrfach selbst mit dem 
Personal abgerechnet habe, eine Behauptung, deren Un­
richtigkeit das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt 
hat o
2. Aus dem Fehlen einer wirksamen Mankoabrede würde 
bei Unterstellung eines Arbeitsverhältnisses weiter 
folgen, daß die Ansicht des Landesarbeitsgerichts ver­
fehlt ist, der Kläger mache einen Erfüllungsanspruch 
geltend und der Beklagte könne sich deshalb nicht auf 
§ 25*1 BGB berufen. Ohne eine wirksame Mankoabrede wäre 
der Kläger vielmehr auf einen Schadenersatzanspruch 
aus positiver Vertragsverletzung oder unerlaubter Hand­
lung angewiesen. Im Falle des Vorliegens einer vorsätz­
lichen unerlaubten Handlung, deren Voraussetzungen der 
Kläger beweisen muß, ist,solchenfalls allerdings grund­
sätzlich eine Berufung des Arbeitnehmers auf ein mitwir­
kendes Verschulden des Arbeitgebers ausgeschlossen. Kommt 
dagegen nur eine Haftung aus fahrlässiger positiver Ver­
tragsverletzung oder aus fahrlässiger unerlaubter Hand­
lung in Betracht, so ist stets die Frage des mitwirken­
den Verschuldens des Arbeitgebers zu prüfen. Auch inso­
weit ist das Landesarbeitsgericht also einem Rechtsirr­
tum unterlegen.

Wegen der vorstehend erörterten Verstöße des ange­
fochtenen Urteils gegen Normen des materiellen Rechts, 
nämlich gegen die Grundsätze über die Haftung des Ar­
beitnehmers, mußte das angefochtene Urteil, soweit es

. _ Q _
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über die Klageforderung entschieden hat, aufgehoben wer­
den, ohne daß es auf die Verfahrensrügen der Revision an­
kam« Die Sache ist jedoch insoweit zur Entscheidung noch 
nicht reif« Einmal dürfen dem Kläger als Revisionsbeklag­
tem die von ihm in den Tatsacheninstanzen aufgestellten, 
vom Landesarbeitsgericht aber noch nicht geprüften Be­
hauptungen nicht abgeschnitten werden. Zum anderen rei­
chen die Feststellungen des Landesarbeitsgerichts nicht 
einmal aus, um die nach den obigen Ausführungen entschei­
dungserhebliche Frage nach der rechtlichen Einordnung des 
zwischen den Parteien abgeschlossenen VertragsVerhält­
nisses abschließend zu beurteilen.- Durch den Verweisungs­
beschluß steht zwar die Zuständigkeit der Gerichte für 
Arbeitssachen bindend fest (§ 276 Abs. 2 Satz 2 ZPO); 
keine Bindung ist dadurch aber insoweit eingetreten, als 
es sich um die rechtliche Beurteilung der Rechtsnatur 
jenes Vertragsverhältnisses durch das Landgericht gehan­
delt hat. Um diese rechtliche Beurteilung vornehmen zu 
können, wäre der Senat auf weitere tatsächliche Fest­
stellungen angewiesen. Da solche nur in der Tatsachen­
instanz getroffen werden können, mußte die Sache zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landesärbe i t s - 
gericht zurückverwiesen werden.
"5. Das Landesarbeitsgericht wird bei der erneuten Ver­
handlung zunächst klären müssen, wie das VertragsVerhält­
nis zwischen den Parteien rechtlich einzuordnen ist. Er­
geben die zu diesem Punkt noch zu treffenden Feststellun­
gen, daß, wofür viel spricht, von dem Vorliegen eines 
Arbeitsverhältnisses auszugehen ist, so wird die Frage 
zu erörtern sein, ob eine wirksame Mankoabrede im oben 
genannten Sinne zustande gekommen ist; hierfür ist der 
Kläger beweispflichtig. Kann dieser den Beweis nicht er­
bringen, wird das Landesarbeitsgericht prüfen müssen, ob 
festzustellen ist, daß der Beklagte Beträge, die er 
selbst, sei es von den Gästen, sei es von dem Bedienungs­
personal, eingenommen hat, vertragswidrig nicht an den
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Kläger abgeführt oder Waren entnommen und an den Kläger 
nicht bezahlt hat» Ist das dem Beklagten nicht nachzu­
weisen, so käme eine Haftung des Beklagten nur noch in 
Betracht., wenn der Kläger beweisen könnte., daß der 
Beklagte durch schuldhafte Verletzung einer von ihm 
übernommenen Aufsichtspflicht die Entstehung eines 
Schadens des Klägers nicht verhindert hato Insoweit 
bedarf es allerdings genauer Feststellungen, was hin­
sichtlich einer solchen Aufsichtspflicht vereinbart wor­
den ist und welche einzelnen zum Bedienungspersonal ge­
hörenden Personen den Schaden verursacht haben, um wel­
che schädigenden Handlungen und um welche Beträge oder 
Waren es sich gehandelt hat sowie wodurch der Beklagte 
diese Handlungen hätte verhindern können»

Schließlich müßte, wenn eine Haftung des Beklag­
ten wegen Verletzung seiner Aufsichtspflicht anzunehmen 
wäre, die Frage der Anwendbarkeit des § 254 BGB geprüft 
werden; denn auch insoweit würde es sich nicht um einen 
Erfüllungsanspruch handeln, sondern um einen solchen 
auf Schadenersatz, so daß § 254 BGB grundsätzlich an­
wendbar wäre» In diesem Zusammenhang wäre es von Bedeu­
tung, ob der Kläger den Beklagten ausreichend kontrol­
liert hat» Auch müßte sich der Kläger Organisations­
fehler, die mit der Gaststätte im Zusammenhang stehen, 
zu seinen Lasten anrechnen lassen; denn es ist grund­
sätzlich Sache des Arbeitgebers, nicht des Arbeitnehmers, 
die organisatorischen Voraussetzungen für einen reibungs­
losen Ablauf des Arbeitsverhältnisses zu schaffen»

II.

Soweit sich die Revision gegen die Abweisung der 
Widerklage richtet, ist das angefochtene Urteil eben­
falls nicht zu halten«

Nach So 6 und 7 der Urteilsausfertigung hat der 
Beklagte zwar in zweiter Instanz die Feststellungen 
des Arbeitsgerichts hinsichtlich der Aufschlüsselung
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des Umsatzes und hinsichtlich der Umsatzhöhe nicht ange­
griffen und sich mit der Anschlußberufung nicht gegen 
die Einzelbeträge gewandt-, die das Arbeitsgericht seinem 
Rechenwerk zugrunde gelegt hat. Auch können die Angriffe 
der Revision gegen diese Feststellungen des angefochtenen 
Urteils keinen Erfolg haben, da sich der Beklagte gegen 
sie nur durch einen Berichtigungsantrag hätte zur Wehr 
setzen können, den er nicht gestellt hat. Die Begründung 
des'Landesarbeitsgerichts zu seinem Ausspruch über die 
Widerklage ist aber gleichwohl rechtsirrig.

Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts (S. 10 der 
Urteilsausfertigung) ist die Widerklageforderung deshalb 
unbegründet, weil die Provisionsforderung des Beklagten 
bereits in dem - nach obigem als unstreitig zu behandeln­
den - Rechenwerk des arbeitsgerichtlichen Urteils enthal­
ten ist. Diese Begründung wäre nur zutreffend, wenn eine 
Haftung des Beklagten für die Fehlbeträge feststünde.
Das ist aber, wie ausgeführt, bisher nicht der Fall. In 
dem - unstreitigen - Rechenwerk ist die Widerklageforde­
rung insoweit enthalten, als sie mit der angeblichen For­
derung des Klägers gegen den Beklagten wegen des Fehl­
betrags verrechnet ist. Den Fehlbetrag hat das Landesar­
beitsgericht (S. 11 der Urteilsausfertigung) mit 
25.78^,83 DM errechnet. Zu diesem Betrag ist es jedoch 
aufgrund der vorgenommenen Verrechnung mit der Provi­
sionsforderung des Beklagten gekommen. In Wahrheit war 
also nach -der Berechnung des Landesarbeitsgerichts der 
Fehlbetrag um den Betrag der Provisionsforderung (hach 
So 10 der Urteilsausfertigung 10.418,24 DM) höher, be­
lief sich somit auf 36.203*07 DM. Falls eine Haftung des 
Beklagten für den Fehlbetrag nicht gegeben ist, braucht 
dieser die Verrechnung seiner Provisionsforderung auf 
den Fehlbetrag nicht zu dulden. In diesem Falle stünde 
ihm vielmehr die Provisionsforderung noch zu.

Ob letzteres der Fall ist, hängt ebenfalls von '//ei­
teren tatsächlichen Feststellungen ab, die nach den obi-
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gen Ausführungen noch getroffen werden müssen. Des­
halb war auch hinsichtlich der Widerklage unter Auf­
hebung des angefochtenen Urteils die Sache zur er­
neuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes­
arbeitsgericht zurückzuverweisen.

Über die Kosten der Säumnis war nach § ZPO 
schon jetzt zu entscheiden,

gez„ Wichmann Wendel Dr, Thomas
Knepper Kettner
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